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Bundesminister Günther
Platter hob hervor, der
Rechtsschutztag habe

sich seit 2003 „zu der juris-
tischen Fachtagung des In-
nenressorts“ entwickelt. In
einem Rechtsstaat erfolge
staatliches Handeln stets auf
Grundlage der Gesetze, an
die die Bevölkerung und die
staatliche Verwaltung glei-
chermaßen gebunden seien.
Vorschriften seien zu voll-
ziehen, die Grundrechte aber
selbstverständlich ohne Ein-
schränkungen zu achten, be-
tonte Platter. 

Univ.-Prof. Dr. Ludwig
Adamovich, ehemaliger
Präsident des Verfassungs-
gerichtshofs, überbrachte
Grußworte von Bundesprä-
sident Dr. Heinz Fischer: 

Die für das Innenministe-
rium wesentlichen Bereiche
des Sicherheitswesens und
des Fremdenwesens ver-
langten eine stete Abwä-
gung zwischen dem Aspekt
der Sicherheit und den
Rechten der Einzelnen. Es
sei dabei immer eine Ver-
pflichtung zur Sachlichkeit
gegeben.

Die Vizepräsidentin des
VfGH, Dr. Brigitte Bierlein,
hob einzelne Punkte der
StPO-Novelle hervor, die
sie als „größte Strukturände-
rung des Prozessrechts“ be-
zeichnete, etwa auf Grund
des neu geregelten Vorver-
fahrens im Strafprozess oder
der umgestalteten Beschul-
digten- und Opferrechte.
Auch aktuelle Herausforde-
rungen für den Datenschutz
fanden Eingang in das Sta-
tement der Vizepräsidentin. 

Völkerstrafrecht. Ass.-
Prof. Dr. Ingrid Mitgutsch,

Strafrechtlerin an der Uni-
versität Linz, erörterte das
Völkerstrafrecht, seine Nor-
men und Institutionen. Ei-
nen Schwerpunkt bildete der
Internationale Strafgerichts-
hof (International Criminal
Court – ICC) in Den Haag –
seine Entstehung, Zielrich-
tung, Zuständigkeiten, Struk-
tur und Finanzierung. 

„Die Einrichtung des ICC
war ein Meilenstein in der
Entwicklung der internatio-
nalen Strafgerichtsbarkeit“,
stellte Mitgutsch fest. Sie er-
läuterte die Zulässigkeits-
prüfung und die Prozess-

führung am internationalen
Strafgerichtshof an Hand
von aktuellen Verfahren, et-
wa jenem gegen Thomas
Lubanga, dem Kriegsver-
brechen in der Demokrati-
schen Republik Kongo vor-
geworfen werden.

Ao. Univ.-Prof. Dr. Sig-
mar Stadlmeier, Völker-
rechtler an der Universität
Linz, erläuterte Schnittstel-
lenprobleme von nationalem
Strafrecht und Völkerrecht.
Die Einrichtung der Kosovo
Force (KFOR) und die Uni-
ted Nations Mission in Ko-
sovo (UNMIK), die auf der
UN-Resolution 1244 basier-
te, stellt Truppen- und Poli-
zeikontingente vor große
Herausforderungen bezüg-
lich der Zurechnung ihrer
Handlungen. 

In einem weiteren Bei-
spiel beleuchtete Stadlmeier
die „Renegade Flights“, bei
denen ein Flugzeug als
Waffe eingesetzt wird. Ein-
gebettet in die völkerrecht-
liche Basis der „Chicago
Convention“ von 1944 er-
läuterte der Jurist die deut-
sche Rechtslage und ver-
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5. Rechtsschutztag: Brigitte Bierlein, Clemens Jabloner, 
Ludwig Adamovich, Günther Platter. 

Neue Wege im Strafverfahren
Mit 1. Jänner 2008 ist es zu maßgeblichen Änderungen im Strafprozess gekommen. „Neue Wege im

Strafverfahren“ – auch mit Blick auf das Völkerstrafrecht – standen daher im Mittelpunkt des 
5. Rechtsschutztags des Bundesministeriums für Inneres am 6. November 2007.

Walter Geyer, Manfred Burgstaller (Moderation), Gerhard
Pürstl, Wolfgang Bogensberger, Richard Soyer. 

Sigmar Stadlmeier, Ingrid Mitgutsch, Werner Pleischl (Mode-
ration), Helmut Fuchs.



glich sie mit der österreichi-
schen Situation. „Dem Pilo-
ten eines Luftfahrzeugs, das
zum Abschuss eingesetzt
wird, soll keinesfalls die
Aufgabe der Abwägung auf-
gebürdet werden“, erklärte
Stadlmeier.

StPO-Novelle. Univ.-Prof.
Dr. Helmut Fuchs, Univer-
sität Wien, schlug die
Brücke zum nationalen
Strafprozessrecht und unter-
nahm den Versuch, anhand
von drei Fragen wichtige
Punkte der mit 1. Jänner
2008 in Kraft tretenden
StPO-Novelle zu erörtern. 

Er untersuchte die Wir-
kungen von vorgesehenen
Anweisungen der Staatsan-
waltschaft an die Kriminal-
polizei und die Befugnis zur
Erlassung von Ladungsbe-
scheiden und durchleuchtete
im Rahmen der Stellung des
Beschuldigten im Vorver-
fahren die Abgrenzung von
Erkundigungen und Verneh-
mungen. 

„Mit Erkundigungen darf
nicht die Verpflichtung zu
den bei der Vernehmung
geltenden prozessualen Ga-
rantien umgangen werden“,
sagte Fuchs. Mit Blick auf
den weiteren Verlauf der
Reform sei es aus seiner
Sicht auch „nicht erstrebens-
wert, das Vorverfahren ab-
zuwerten, um so die Haupt-
verhandlung aufzuwerten“.

Über das neue Selbstver-
ständnis der Staatsanwälte
nach der StPO-Reform refe-
rierte Dr. Walter Geyer, Lei-
tender Staatsanwalt in Kor-
neuburg. „Durch die Reform
kommt das Verfahren in die
Hände der Staatsanwälte“,
strich Geyer heraus. Auch
wenn sich die Gerichte in
Zukunft im Wesentlichen
auf die Kernfunktion des
Rechtsschutzes konzentrie-
ren würden, wäre bei beson-
ders sensiblen Fällen auf
Grund eines „Promi-Para-
grafen“ doch deren Einbin-
dung vorgesehen. 

Maßgebend für die Re-
form sei die Neudefinition
des Verhältnisses der Staats-
anwaltschaft zu Gericht, Po-
lizei und den Verfahrensbe-
teiligten. „Die Kontrolle
durch das neue Rechtsmittel
des Einspruchs und die Ab-
grenzung zum Verfahren
vor dem UVS“ würden
zahlreiche Rechtsfragen
aufwerfen, erklärte der
Staatsanwalt. Fest stehe
aber „das Recht des Opfers
auf effektive Klärung der
Straftat“.

Rolle der Kriminalpolizei.
„Mit der Errungenschaft der
StPO-Reform wird die Mit-
wirkung der Polizei wieder
auf eine solide Basis ge-
stellt“, erläuterte Hofrat Dr.
Gerhard Pürstl, Bundespoli-
zeidirektion Wien, in sei-

nem Vortrag über die neue
Rolle der Kriminalpolizei.
Mit Einbindung der Staats-
anwaltschaft im Vorfahren
komme es zu einer Umstel-
lung der Arbeitsweise der
Kriminalpolizei; die Funkti-
ons- und Zurechnungsregeln
für den Wachkörper Bun-
despolizei und das Verhält-
nis der Kriminalpolizei zur
Staatsanwaltschaft seien
neuen Leitlinien unterwor-
fen. Strittig sei die Rechtsna-
tur der „Anweisung“ durch
den Staatsanwalt, aus Sicht
von Pürstl stehe „die Staats-
anwaltschaft nicht in einem
Weisungsverhältnis zu den
Sicherheitsbehörden“.

Die Rolle der Strafvertei-
diger im neuen Strafverfah-
ren erörterte Rechtsanwalt
Univ.-Prof. Dr. Richard
Soyer. „Die Verteidigungs-
rechte sind zu kurz gekom-
men“, sagte Soyer bei der
Präsentation zukünftiger
Rechte von Beschuldigten.
Zielsetzung der StPO-No-
velle müsse auch sein, sich
gegen jede Handlung als
Beschuldigter wirksam be-
schweren zu können. 

Hier gebe es für ihn noch
weiteren Reformbedarf. Die
Debatte rund um Online-Zu-
griffe sei stark mit Beschul-
digtenrechten verknüpft, so-
dass hier die geplanten
Maßnahmen genau beo-
bachtet werden müssten, da-

mit „der Präventionsstaat
nicht den Rechtsstaat er-
setzt“.

Weitere Reformen. Die
legistischen Arbeiten gingen
auch nach der großen StPO-
Reform ungemindert weiter,
erklärte DDr. Wolfgang Bo-
gensberger, Leiter der
Straflegislativsektion im
Bundesministerium für Jus-
tiz. 

Als Beispiele nannte der
Sektionschef die Begleitge-
setze zur StPO-Reform und
weitere unmittelbar anste-
hende Reformvorhaben, wie
die Suchtmittelgesetz-No-
velle, das Strafrechtsände-
rungsgesetz 2008 (mit Maß-
nahmen gegen Bestechung
und Computerkriminalität)
und das „Haftentlastungspa-
ket“, mit dem die bedingte
Entlassung neu geordnet
wird. Mit dem neuen Staats-
anwaltsgesetz werde eine
Sonder-Staatsanwaltschaft
zur Korruptionsbekämpfung
eingerichtet.

Sektionschef Dr. Mathias
Vogl, Leiter der Rechtssek-
tion des Innenministeriums,
beleuchtete in seinem Resü-
mee unter anderem den
Stand der Verhandlungen
zur Einrichtung eines Asyl-
gerichtshofs und die Weiter-
entwicklung des Rechts-
schutzes und der Qualitäts-
sicherung im Asylwesen.        

Bianca Pörner
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Mathias Vogl, Leiter der Rechtssektion im Innenministerium,
und Ludwig Adamovich, ehemaliger Präsident des
Verfassungsgerichtshofs.

Brigitte Bierlein: „StPO-No-
velle ist größte Strukturän-
derung des Prozessrechts.“ 

Günther Platter: „Rechts-
schutztag ist die juristische
Fachtagung des BMI.“


